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Die Zukunft der Demokratie und die Perspektiven Europas ge-
hören zu den Themen, die alle Deutschen bewegen. Akute He-
rausforderungen wie die Wirtschafts- und Finanzkrise, die 
Energiewende und Forderungen nach stärkerer gesellschaft-
licher Teilhabe stellen die Entscheidungsträger aus allen ge-
sellschaftlichen Bereichen vor neue Aufgaben. Wie schätzen 
diese selbst die Lage in Deutschland ein? Welche politischen 
und sozialen Probleme halten sie für wichtig und wer könnte 
diese lösen? Was sind ihre Meinungen zu zentralen politischen 
Fragen und den Institutionen der Demokratie? 

Die Studie „Entscheidungsträger in Deutschland: Werte und Ein-
stellungen“ des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialfor-
schung (WZB) hat diese Fragen aufgegriffen. Von Oktober 2011 
bis Oktober 2012 wurden im Rahmen der Untersuchung 354 
Inhaber von Spitzenpositionen aus Politik und Verwaltung, Jus-
tiz und Militär, Wirtschaft und Gesellschaft, Kultur und Wissen-
schaft in Deutschland zu ihren Karrieren und Lebensverläufen 
sowie ihren gesellschaftspolitischen Einstellungen und Hand-
lungsmaximen befragt. Die Untersuchung ist die erste sektorü-
bergreifende und deutschlandweite Studie zum deutschen Füh-
rungspersonal nach der Potsdamer Studie von 1995 (Eliten in 
Deutschland. Rekrutierung und Integration, herausgegeben von 
Wilhelm Bürklin, Hilke Rebenstorf u.a.) und ermöglicht ein ganz 
neues Bild von der „Lage der Nation“ aus Sicht jener, die mit 
ihren Entscheidungen Verantwortung tragen.

Im Folgenden sollen Ergebnisse der standardisierten persön-
lich-mündlichen Befragung vorgestellt werden. Wir geben zu-

1. Einleitung
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nächst einen beschreibenden Überblick über die soziodemo-
grafische Zusammensetzung und den beruflichen Werdegang 
der befragten Führungskräfte. Dann folgen erste Darstellun-
gen zu den Meinungen und Einstellungen zu aktuellen Her-
ausforderungen, zur Globalisierung und nationalen wie inter-
nationalen Institutionen, zur Demokratie und ausgewählten 
Politikbereichen. Tiefergehende wissenschaftliche Analysen 
durch die Projektbeteiligten am WZB sowie Professor Michael 
Hartmann von der Technischen Universität Darmstadt sind in 
Arbeit.

Wir danken allen Personen, die sich trotz knapper Zeitbudgets 
für die Teilnahme an einem Interview bereit erklärt haben.
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•	 87,9 Prozent der interviewten Personen sind Männer und 
12,1 Prozent Frauen. Dieses Verhältnis zwischen den Ge-
schlechtern entspricht relativ genau dem in der Grundge-
samtheit (88,2 Prozent zu 11,8 Prozent). 

•	 94,6 Prozent der Befragten sind in den alten Bundeslän-
dern geboren.  Nur 2,8 Prozent stammen aus der DDR und 
2,5 Prozent kommen ursprünglich aus anderen Ländern. 

•	 Der Altersdurchschnitt der Entscheidungsträger beträgt 
58,1 Jahre. Dabei fällt ein Großteil, knapp 82 Prozent der 
Befragten, in die Altersgruppe von 50 bis 69 Jahren. 

•	 Insgesamt haben die Interviewten ein überdurchschnitt-
lich hohes formales Bildungsniveau. Fast 89 Prozent besit-
zen einen universitären Hochschulabschluss. 2,5 Prozent 
haben einen Fachhochschulabschluss als höchsten Titel 
oder besuchten Ingenieurschulen. Bei den Angaben zu den 
gewählten Fächern entfallen gut 55 Prozent der Nennun-
gen auf Wirtschafts- oder Rechtswissenschaften. Darüber 
hinaus geben rund 43 Prozent der interviewten Führungs-
personen an, promoviert zu sein. 

•	 Bezüglich der elterlichen Bildung zeigt sich, dass bei 36 
Prozent der Befragten mindestens ein Elternteil über eine 
Hochschulbildung verfügt. Bei 17 Prozent ist Abitur der 
höchste elterliche Bildungstitel, in 16 Prozent der Fälle be-
suchte wenigstens ein Elternteil die Realschule oder Äqui-
valente, und 31 Prozent der Eltern haben maximal einen 

2. �Herkunft und soziodemografische Merkmale der Befragten
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Volksschul- oder Hauptschulabschluss. Gänzlich ohne 
Schulabschluss ist keines der Elternpaare. Es zeigt sich, 
dass ein höheres Bildungsniveau auch bei den Eliten ver-
erbt und Bildung akkumuliert wird. Entscheidungsträger, 
bei denen ein Elternteil einen Hochschulabschluss besitzt, 
sind eher promoviert als Entscheidungsträger aus nicht 
akademischen Elternhäusern. Allerdings ist festzuhalten, 
dass überraschend viele Befragte trotz ihrer Herkunft aus 
bildungsfernen Haushalten über einen sehr viel höheren 
formalen Bildungsstand verfügen als ihre Eltern; sie ge-
langten als Bildungsaufsteiger in Führungspositionen.

•	 Der sozioökonomische Hintergrund der Befragten wird 
über die verkürzte Version des Dienstklassenschemas 
(Goldthorpe) nach der höchsten beruflichen Stellung der 
Eltern zur Zeit des 15. Lebensjahres dargestellt. Danach 
werden drei Klassen unterschieden. Demnach entstammen 
30 Prozent der befragten Personen der Nichtdienstklasse, 
Vater oder Mutter waren also Landwirte, Arbeiter, kleine 
Selbstständige oder Angestellte bzw. Beamte mit einfachen 
Aufgaben. Das statushöchste Elternteil (überwiegend der 
Vater) von 30 Prozent der Entscheidungsträger gehörte der 
unteren Dienstklasse an: Sie oder er war als Freiberufler 
mit maximal einem Mitarbeiter oder als Beamter bzw. An-
gestellter im mittleren und gehobenen Tätigkeitsbereich 
tätig.  40 Prozent der Befragten stammen aus der oberen 
Dienstklasse, in der die Eltern umfassende Leitungsfunkti-
onen als Selbstständige, Angestellte oder Beamte im höhe-
ren Dienst ausübten. Wenngleich die Entscheidungsträger 
im Vergleich zur Gesamtbevölkerung eher aus der oberen 
Dienstklasse stammen, so ist doch beachtlich, dass immer-
hin 30 Prozent der Führungspersonen aus der Nichtdienst-
klasse kommen. 

•	 Über die berufliche Stellung hinaus wurden kulturelle und 
politische Ressourcen im Elternhaus erfragt. Insbesondere 
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Gespräche über Politik haben bei einem Großteil der Füh-
rungskräfte, 71 Prozent, tendenziell eine große Rolle ge-
spielt. 10 Prozent vergeben sogar den Maximalwert von 10 
(Skala von 0 bis 10, Mittelwert: 6,6). Bemerkenswert ist, 
dass der Unterschied in der Bedeutung von politischen Ge-
sprächen zwischen der Nichtdienstklasse und der oberen 
Dienstklasse im Mittelwert nur gut einen Punkt beträgt 
(Mittelwert 6,1 zu 7,2). Das legt nahe, dass auch Befragte aus 
statusniedrigen Elternhäusern auf ein vergleichsweise ho-
hes politisches Kapital für ihre Laufbahnentwicklung zu-
rückgreifen konnten.

•	 Geringer ist die Bedeutung von kulturellen Aktivitäten. 
Hier antworten 55 Prozent, dass diese tendenziell im El-
ternhaus wichtig waren (Mittelwert: 5,7). Dabei zeigt sich, 
dass der Unterschied zwischen den Befragten mit Eltern 
aus der Nichtdienstklasse und der oberen Dienstklasse 
größer ist (Mittelwert 4,4 zu 6,8).
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3.1 Karriereverlauf und subjektive Erfolgsfaktoren

•	 Mithilfe einer offenen Frage wurde erhoben, wie die Füh-
rungsposition aus Sicht der Befragten erreicht wurde: Hat 
sich die Laufbahn eher entwickelt oder wurde sie aktiv an-
gestrebt? Mehr als die Hälfte der Befragten geben an, dass 
ihr Werdegang eher durch günstige Entwicklungen geprägt 
war. Ein Drittel der Entscheidungsträger strebte dagegen 
gezielt eine Führungsposition an. 16 Prozent sind unent-
schieden oder äußern, dass sie zum Teil hohe Positionen 
angestrebt haben, zum Teil sich dieses Ziel jedoch erst im 
Karriereverlauf verdeutlichte. Es lässt sich feststellen, dass 
Frauen seltener aktiv eine Führungsposition anstreben als 
Männer.

•	 Bei der Frage nach den aus ihrer Sicht wichtigsten Fakto-
ren für den eigenen Erfolg nennen 71 Prozent der Ent-
scheidungsträger den Faktor Ausbildung als wichtigsten 
oder zweitwichtigsten. 54 Prozent der Befragten geben 
persönlichen Ehrgeiz an erster oder zweiter Stelle an. Zwi-
schen 23 Prozent und 26 Prozent der Befragten bezeichnen 
die Faktoren persönliche Kontakte, Glück und Familie als 
relevant. Das Aussehen wird hier nicht als wichtig erachtet. 
Bei der Nennung des unwichtigsten Faktors der Karriere-
beeinflussung unterscheidet sich die Einschätzung der Re-
levanz des Aussehens interessanterweise zwischen Män-
nern und Frauen. Die männlichen Befragten bezeichnen 
das Aussehen zu 83 Prozent als unwichtigsten Faktor, die 
Frauen dagegen nur zu 63 Prozent. Demnach scheint dieser 

3.	 Karriere und Motivation
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Aspekt die Karriere von Frauen mehr zu beeinflussen als 
die ihrer männlichen Kollegen. Die Familie als Erfolgsfak-
tor bewerten 22 Prozent der Frauen als unwichtig, dagegen 
nur 8 Prozent der Männer.

•	 Gefragt nach den Erfolgsfaktoren anderer Entscheidungs-
träger steht hingegen Ehrgeiz an erster Stelle, gefolgt von 
Ausbildung und persönlichen Kontakten. Dieser erhebliche 
Unterschied in der Eigen- und Fremdeinschätzung ist sehr 
auffallend.

•	 Aus der jeweiligen offenen Beschreibung der persönlichen 
Karrierewege der Entscheidungsträger ergeben sich zu-
sätzlich diverse Erfolgsfaktoren. 31 Prozent der befragten 
Entscheidungsträger geben an, zu ihrer Position durch Er-
fahrung und mittels der  Karriereleiter gelangt zu sein. Als 
zweithäufigster Grund für den eigenen Aufstieg wird der 
Einfluss von Netzwerken und Mentoren benannt. An drit-
ter Stelle verweisen die Befragten auf ihre fachliche Qua-
lifikation und persönliche Leistung. 9 Prozent der Befrag-
ten nennen Glück und Zufall als wesentlichen Aufstiegs
grund. 8 Prozent profitierten von Veränderungen in der 
Politik, beispielsweise nach einem Regierungswechsel oder 
einer politischen Wende.

•	 Die Rolle von Ehe und Kindern für den beruflichen Werde-
gang wurde gesondert erfragt. 40 Prozent der aktuell oder 
in der Vergangenheit verheirateten Führungspersonen ge-
ben an, dass ihre Ehe auf dem Karriereweg geschätzt wur-
de. Ein ähnlicher Anteil der Eltern gibt einen positiven 
Einfluss von Kindern an, während 18 bzw. 15 Prozent mei-
nen, dass sie sich für ihren ledigen bzw. kinderlosen Status 
rechtfertigen mussten. 
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3.2 Motivation

•	 Als wichtigster oder zweitwichtigster Grund für die Aus-
übung einer Führungsposition wird von 92 Prozent der be-
fragten Personen Gestaltungswille genannt. Darauf folgen 
gesellschaftliches Verantwortungsgefühl mit 66 Prozent 
und persönlicher Ehrgeiz mit 30 Prozent. 

•	 Auf die Frage nach dem unwichtigsten Motiv für die Aus-
übung einer Führungsposition nennen 65 Prozent die fa-
miliäre Tradition, an zweiter Stelle werden mit Abstand 
finanzielle Motive genannt (29 Prozent). 

•	 Bei der Einschätzung anderer Führungskräfte ist wieder-
um Gestaltungswille die häufigste Nennung (von 70 Pro-
zent genannt). Darauf folgt jedoch der persönliche Ehrgeiz 
(60 Prozent) und gesellschaftliche Verantwortung wurde 
nur von 22 Prozent der Interviewten als wichtigstes oder 
zweitwichtigstes Motiv anderer gesehen. Andere Füh-
rungskräfte werden also durchweg weniger gemeinwohl
orientiert eingeschätzt, als man sich selbst einschätzt.
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4.1 �Drei grundlegende gesellschaftliche und politische 
Probleme Deutschlands

•	 Die Entscheidungsträger konnten die drei aus ihrer Sicht 
wichtigsten gesellschaftlichen und politischen Probleme 
angeben, denen sich Deutschland auf lange Sicht stellen 
muss. 60 Prozent der Befragten nennen hier den demogra-
fischen Wandel, an zweiter Stelle stehen die Wirtschafts-, 
Finanz- und Staatskrisen (48 Prozent), gefolgt vom Kom-
plex gesellschaftlicher Zusammenhalt bzw. Ungleichheit 
sowie nachhaltige Entwicklung (Ressourcen, Klima, Umwelt 
und Energie), jeweils von ca. 28 Prozent der Befragten ge-
nannt. Die Zukunft Europas und die internationale Rolle 
Deutschlands werden von 19 Prozent als Problem identifi-
ziert. Bildung und Wissenschaft werden ebenfalls nur von 
19 Prozent genannt. Globale Konflikte und Integration spie-
len eher eine untergeordnete Rolle.

•	 Die Frage, ob sie sich in ihrer Position gefordert sehen, die-
se Herausforderungen anzugehen, bejahen fast alle Füh-
rungskräfte. 91 Prozent sehen sich also in der Pflicht, wäh-
rend 9 Prozent keine solche Verantwortung äußern. 

4.2 Finanzkrise

•	 Aus gegebenem Anlass wurde die Einschätzung der Ent-
scheidungsträger zur gegenwärtigen Finanz- und Wirt-
schaftskrise erhoben. Unter den drei wichtigsten Gründen 

4. Probleme aus Elitensicht
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für die Krisensituation finden sich für 60 Prozent der Be-
fragten Deregulierung und mangelnde politische Kontrolle, 
gefolgt von übermäßiger öffentlicher und privater Ver-
schuldung. Weitere Nennungen sind die Spekulationsbla-
sen und der damit verbundene Zusammenbruch von Ban-
ken (35 Prozent). 25 Prozent nennen Gier als einen 
wichtigen Faktor. Bereits bei der Ursachenanalyse zeigt 
sich eine klare Verantwortungszuweisung an die Politik, 
während die individuellen oder wirtschaftsinternen Ver-
fehlungen weniger eine Rolle spielen.

•	 Bei den drei wichtigsten Konsequenzen, die aus der Finanz-
krise gezogen werden sollen, stehen folglich mehr Regulie-
rung und die Reform des Bankensystems an erster Stelle 
(von 67 Prozent genannt). Darauf folgen Haushaltskonsoli-
dierung (49 Prozent), eine bessere europäische Politik be-
züglich Währungs- und Finanzfragen (30 Prozent) sowie 
allgemein mehr internationale Zusammenarbeit (23 Pro-
zent). 

4.3 Visionen

•	 Angesichts der Herausforderungen in Krisenzeiten wer-
den von Entscheidungsträgern umso stärker Visionen 
verlangt, die Orientierung bieten. Auf die offene Frage, 
wie sie Deutschland in 10 Jahren sähen, antwortet fast 
die Hälfte der Befragten mit positiven Ausblicken, wäh-
rend 14 Prozent eher negative Zukunftsbilder entwer-
fen. Bei 41 Prozent ist keine klare Einordnung möglich 
gewesen. Trotz der gegenwärtigen Lage überwiegen also 
positive Zukunftsvisionen, die meist mit den aktuellen 
Herausforderungen wie demografischen Veränderun-
gen, dem ökologischen Umbau oder neuen politischen 
Konstellationen auf der internationalen Ebene verbun-
den sind.



WZB Entscheidungsträger in Deutschland16

5.1 �Globalisierung – grenzübergreifender Einfluss von 
Problemen auf Deutschland

•	 Deutschland in einer globalisierten Welt: Weitestgehend 
Konsens herrscht darüber, dass die politische Agenda in 
Deutschland im Zusammenhang grenzübergreifender Her-
ausforderungen gedacht werden muss. Einen bedeutenden 
Einfluss von Problemen aus anderen Ländern auf die Lage 
in Deutschland sieht der weit überwiegende Teil der Be-
fragten in Form von Wirtschaftskrisen bzw. einer man-
gelnden wirtschaftlichen Entwicklung (98 Prozent), Wäh-
rungskrisen bzw. Inflation (92 Prozent), Krieg bzw. 
bewaffneten Konflikte (85 Prozent), Terrorismus (80 Pro-
zent), Umweltproblemen (82 Prozent), einer enormen Kluft 
zwischen Arm und Reich (75 Prozent) sowie der zumindest 
teilweise damit im Zusammenhang stehenden Flüchtlings-
bewegungen (73 Prozent).

•	 Fragt man allerdings nach, aus welchen Regionen genau 
diese Herausforderungen rühren, differenziert sich das 
Bild eines globalisierten Deutschlands erheblich: Im Falle 
von Wirtschafts- und Währungsfragen ruht der Blick über-
wiegend auf Europa, Nordamerika und Asien. Demgegen-
über wird der Nahe Osten bzw. Nordafrika primär als Quel-
le transnationaler Sicherheitsprobleme wahrgenommen. 
Mittel- bzw. Südamerika sowie das subsaharische Afrika 
bleiben aus Sicht einer Mehrheit der Befragten ohne grö-
ßeren Einfluss auf Deutschland.

5. �Globalisierung,  institutionelle Vernetzung und Kompetenzzuweisungen
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 5.2 Einfluss von Institutionen auf Deutschland

•	 Wer hat wirklich Einfluss auf das, was in Deutschland pas-
siert? Auf der Seite politischer Institutionen zeigt sich Be-
merkenswertes: Erstens wird der Europäischen Union von 
fast genauso vielen Befragten ein starker bzw. sehr starker 
Einfluss zugesprochen (92 Prozent) wie der Bundesregie-
rung (94 Prozent). Dies zeigt: Die deutsche Elite geht im 
Konsens von einem machtpolitisch weitgehend europäi-
sierten Deutschland aus. 

•	 Zweitens bleibt der Einfluss globaler Institutionen für die 
meisten Befragten zwar eher moderat, aber erhebliche Tei-
le der deutschen Elite billigen der Weltbank (31 Prozent), 
der Welthandelsorganisation (WTO, 25 Prozent) oder der 
UNO (13 Prozent) einen starken oder gar sehr starken Ein-
fluss auf Deutschland zu. Hier sticht der – angesichts der 
internationalen Finanzkrise besonders in der Verantwor-
tung stehende – Internationale Währungsfonds (IWF, 50 
Prozent) deutlich heraus. Auch der internationalen Gipfel-
diplomatie in Form von G-8- bzw. G-20-Runden wird im-
merhin von knapp der Hälfte der Befragten ein mindestens 
starker Einfluss zugesprochen (48 Prozent). 

•	 Drittens wird multinationalen Unternehmen von einer 
Mehrheit der Befragten ein starker oder sehr starker Ein-
fluss zugeschrieben (50 Prozent). Dieser Anteil steigt noch 
einmal erheblich, wenn man speziell mit Blick auf die Fi-
nanzwirtschaft fragt (73 Prozent) – ein deutliches Indiz für 
die immense Bedeutung, die privatwirtschaftlichen Ent-
scheidungen in Zeiten der globalen Finanzkrise zuge-
schrieben wird. 
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5.3 Lösungskompetenz von Institutionen

•	 Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der zugeschriebenen Fä-
higkeit, die anstehenden Probleme Deutschlands tatsäch-
lich zu lösen. Wem traut die deutsche Elite am ehesten de-
ren Lösung zu? Für die Befragten bleibt die Bundesregierung 
augenscheinlich auch in Zeiten der Globalisierung in der 
primären Verantwortung – und das in allen der abgefrag-
ten Politikbereiche (durchschnittlich 84 Prozent der Be-
fragten halten sie am ehesten für lösungskompetent, wo-
bei Mehrfachnennungen ausdrücklich erlaubt waren). 

•	 Nur die Europäische Union steht in einem vergleichbaren 
Maße über Politikbereiche hinweg in der Verantwortung 
und wird von immerhin durchschnittlich 57 Prozent der 
Befragten als „am ehesten lösungskompetent“ bewertet. 

•	 Alle anderen Institutionen werden nur in einzelnen Poli-
tikbereichen in nennenswertem Umfang als lösungskom-
petent bewertet – dann jedoch zum Teil von einem bemer-
kenswert hohen Anteil an Befragten: So sticht die UNO im 
Bereich der internationalen Sicherheit (56 Prozent) heraus. 
Auch dem IWF wird im Bereich der Währungspolitik von 
rund einem Drittel (34 Prozent) am ehesten die Lösungs-
kompetenz zugeschrieben. 

•	 Multinationale Unternehmen können dagegen sogar laut 
rund zwei Drittel der Interviewpartner die Probleme im 
Wirtschaftsbereich am ehesten lösen (65 Prozent). 

5.4 Zufriedenheit mit Institutionen 

•	 Allerdings sind viele der Befragten unzufrieden mit der 
Arbeit dieser als einflussreich bzw. lösungskompetent be-
schriebenen Institutionen: Ein tendenziell negatives Bild 
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zeigt sich auf der Ebene internationaler Institutionen im 
Falle der UNO (19 zu 40 Prozent), der Welthandelsorganisa-
tion (WTO, 16 zu 33 Prozent), der G-8 bzw. G-20 (13 zu 35 
Prozent) sowie in geringerem Maße auch der EU (25 zu 31 
Prozent). Hier überwiegt jeweils der Anteil der Unzufriede-
nen den der Zufriedenen. 

•	 Deutlich positiver dagegen ist die Meinung bezüglich des 
in der internationalen Finanzkrise stärker in den Vorder-
grund tretenden Internationalen Währungsfonds (IWF) so-
wie in geringerem Maße auch der (primär entwicklungspo-
litisch bedeutsame) Weltbank (29 zu 18 Prozent). Zum 
Vergleich: die Bundesregierung erhält fast identische Zu-
stimmungswerte (48 zu 17 Prozent) wie der IWF. Dagegen 
wird der Finanzwirtschaft selbst überwiegend ein negati-
ves Zeugnis ausgestellt (77 Prozent).

5.5 Kontakte

•	 Für die Elitenforschung ist ein klassischer Topos der Grad 
der Integration von Führungsgruppen, unter anderem ge-
messen an ihren Kontaktnetzwerken. In der Netzwerkana-
lyse werden Kontaktmuster häufig als Netzwerke von 
Macht und Einfluss charakterisiert. Ganz ohne Zweifel sind 
Kontakte aber nötiges funktionales Mittel in einer komple-
xen Gesellschaft mit stark ausdifferenzierten Teilsyste-
men. Die Politik ist auf Informationen aus Gesellschaft und 
Wirtschaft angewiesen, gesellschaftliche Interessen auf ei-
nen Zugang zur Politik; oder Wirtschaft braucht Wissen-
schaft und umgekehrt. 

•	 So erforderlich umfassende, integrierte Kommunikations-
netzwerke in einer hochkomplexen Gesellschaft auch sein 
mögen, die Befunde sprechen nicht für eine gleichmäßige 
Integration aller Elitensektoren. Es zeigt sich, dass Politik- 
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und Verwaltungseliten in einem extrem hohen Ausmaß 
Kontakte in ihre ureigensten Gefilde haben. Alle Kontakte 
in die Wirtschaft, Wissenschaft oder andere Interessenbe-
reiche der Gesellschaft fallen demgegenüber deutlich ab. 
Umgekehrt haben Wirtschaftseliten inklusive ihrer Ver-
bandsvertreter mehr Kontakte in die Bundespolitik als in 
ihrer eigenen Sphäre, der Wirtschaft. Die politischen und 
Verwaltungseliten sind in ihren Kontakten stark funktional 
segregiert auf ihr eigenes Subsystem orientiert, während 
Wirtschaftseliten und andere Führungsgruppen in ihren 
Kontakten in stärkerem Maße auch „außenorientiert“ sind.

 5.6 Internationalisierung der Elite

•	 Es zeigt sich, dass ein großer Teil der deutschen Eliten über 
transnationale Kontakte verfügt und internationale Erfah-
rung gesammelt hat. Im Durchschnitt haben die Entschei-
dungsträger – in Form von Telefongesprächen, E-Mails 
oder Briefsendungen – regelmäßig Kontakt zu 40 Personen, 
die im Ausland leben. 

•	 Darüber hinaus war die deutsche Elite im Laufe der letzten 
12 Monate im Durchschnitt 16-mal im Ausland – sei es aus 
privaten oder dienstlichen Gründen. 

•	 Gut die Hälfte der deutschen Elite (53 Prozent) hat für min-
destens drei Monate – aus privaten oder beruflichen Grün-
den - im Ausland gelebt. Die häufigsten Auslandsaufent-
haltsorte sind die Vereinigten Staaten, gefolgt von 
Großbritannien, Frankreich und der Schweiz. Gut die Hälfte 
der Befragten (54 Prozent) hat mehr als ein Jahr im Aus-
land verbracht.

•	 Allerdings kann man noch nicht von einer vollständigen 
Internationalisierung der deutschen Elite sprechen, weil 
nur 6 Prozent der Befragten täglich in Kontakt mit Perso-
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nen stehen, die im Ausland leben. Die meisten der Befrag-
ten haben im Schnitt nur einmal im Monat Kontakt zu an-
deren Menschen, die im Ausland leben.
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6.1 Parteizugehörigkeit

•	 Etwa 43 Prozent der Befragten, zu denen Angaben vorlie-
gen, sind Mitglied einer politischen Partei. Von diesen wie-
derum ist fast die Hälfte Mitglied der CDU (CSU 1,4 Prozent), 
etwa 30 Prozent sind SPD-Mitglieder, knapp 13 Prozent 
sind Mitglied der FDP und 5 bzw. 1 Prozent gehören Bünd-
nis 90/Die Grünen oder der Partei Die Linke an.  

6.2 Politische Einstellungen

•	 Auch wenn immer wieder diskutiert wird, ob politische Be-
griffe wie „links“ und „rechts“ noch angemessen kenn-
zeichnen, was in der Politik passiert und wie politische 
Richtungen einzuordnen sind, verweisen die starke Nut-
zung von links und rechts als politisches Koordinatensys-
tem durch die Bürger und die Möglichkeit, fast alle Ideolo-
gien auf einer Links-rechts-Dimension abzubilden, darauf, 
dass Tradierungen häufig hartnäckig sind. Bundesdeutsche 
Eliten haben keine Schwierigkeiten, sich auf einer Links-
rechts-Dimension selbst einzuordnen. Sie wissen, wo sie 
stehen und wofür sie stehen. 

•	 Dass das Verhältnis zwischen den Anteilen links von der 
Mitte und rechts von der Mitte unter allen Befragten sehr 
ausgeglichen ist, spricht dafür, dass es kein dominierendes 
ideologisches Lager unter den deutschen Führungsgrup-
pen gibt. 

6. �Politische Einstellungen und Meinungen zu Demokratie
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•	 Ein Begriffspaar, das eine ähnliche Bedeutung wie links 
und rechts erlangen könnte, ist das von Ronald Inglehart 
im Zuge seiner Wertewandeltheorie entwickelte Konzept 
von Materialismus und Postmaterialismus. Das in aufwen-
digen Testverfahren aus komplexen Skalen entwickelte In-
strument wurde von Inglehart für die vergleichende Um-
frageforschung auf ein sehr sparsames Instrument 
reduziert, bei dem es darum geht, vier Ziele zu priorisieren:

	 1. �A ufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in diesem 
Land,

	 2. �M ehr Einfluss der Bürger auf die Entscheidungen der 
Regierung,

	 3. �K ampf gegen die steigenden Preise,

	 4. �S chutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung.

•	 Dabei gelten Ziele 1 und 3 als materialistisch und Ziele 2 
und 4 als postmaterialistisch. Reine Materialisten, also ers-
te und zweite Zielpriorität auf 1 und 3, und reine Postma-
terialisten (erste und zweite Zielpriorität auf 2 und 4) un-
terscheiden sich nach Inglehart fundamental in ihren 
Wertorientierungen und entsprechenden Wünschen an die 
Politik. Postmaterialisten seien die Träger der sogenannten 
partizipatorischen Revolution mit ihren neuen sozialen 
Bewegungen und neuen Formen der politischen Beteili-
gung. Lebensqualität, Autonomie, Selbstverwirklichungs-
ziele ständen bei ihnen im Vordergrund, daher komme die 
hohe Motivation, sich einzumischen. 

•	 Heute, 45 Jahre nach der von Inglehart entdeckten und 
verkündeten „Stillen Revolution“ des Wertewandels, sind 
die Materialisten in der Minderzahl. Die Postmaterialisten 
sind auch in den Führungsrängen von Wirtschaft, Politik 
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und Gesellschaft angekommen. Im Gegensatz zu links und 
rechts hat der erfolgreiche Wertewandel die Unterschei-
dungskraft des Begriffspaars quantitativ dahin schmelzen 
lassen. 

6.3 Einstellungen zu Einwanderung 

•	 Über diese eindimensionalen Einordnungen hinaus inter-
essierten vor allem die Meinungen zu konkreten Politikbe-
reichen. Bezüglich der Einwanderung sind sich die deut-
schen Eliten einig: 71 Prozent der Befragten sind der 
Meinung, dass man jedem die Einreise ermöglichen sollte, 
solange Arbeitsplätze vorhanden sind. Darüber hinaus ist 
die große Mehrheit der deutschen Eliten der Meinung, dass 
Einwanderung das Zusammenleben bereichert (90 Prozent) 
und gut für die deutsche Wirtschaft ist (89 Prozent). 

•	 Allerdings sind die deutschen Eliten mit Bezug auf die 
Frage des Zugangs zu Sozialleistungen für Einwanderer 
gespalten: Knapp 20 Prozent der Befragten sind der Mei-
nung, dass Einwanderer die gleichen Rechte auf Sozialleis-
tung sofort bei ihrer Ankunft erhalten sollten, während 
19 Prozent der Eliten denken, dass sie dieses Recht erst 
bekommen sollten, nachdem sie ein Jahr in Deutschland 
gelebt haben, unabhängig davon, ob sie gearbeitet haben 
oder nicht. Weitere 44 Prozent sind der Meinung, dass Ein-
wanderer diese Rechte erst dann bekommen sollten, nach-
dem sie mindestens ein Jahr gearbeitet und Steuern be-
zahlt haben. Dagegen denken 17 Prozent der Elite, dass 
Einwanderer die gleichen Rechte auf Sozialleistung be-
kommen sollten, sobald sie deutsche Staatsbürger gewor-
den sind. 
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6.4 Innenpolitische Maßnahmen 

•	 Angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung in Europa 
und in Deutschland und der hohen Staatsverschuldung 
scheinen Ausgaben- und Kostensenkungen das Mittel der 
Wahl der Politik zu sein. Die Krisenpolitik in Europa mit 
ihren hochgesteckten Sparzielen verweist ebenso darauf 
wie im Bereich der Wirtschaft die Debatte um die Siche-
rung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Gleichzeitig 
gewinnt die Debatte um soziale Gerechtigkeit angesichts 
einer immer größer werdenden Kluft zwischen Arm und 
Reich an Fahrt. Wo liegen die Prioritäten deutscher Füh-
rungsgruppen, wenn es zu entscheiden gilt, ob Arbeits- und 
Unternehmenskosten oder staatliche Ausgaben gesenkt 
werden? Oder bei der Entscheidung, ob mehr für gering 
Entlohnte oder soziale Gerechtigkeit getan werden könnte? 

•	 Als sehr wichtig (die Werte 4 und 5 auf einer 5-Punkte-
Skala, wobei 5 sehr wichtig bedeutet) erachten mehr als 
zwei Drittel deutscher Führungsgruppen die Reduzierung 
der öffentlichen Ausgaben. Fast gleichauf wird die Flexibi-
lisierung des Arbeitsmarktes angesehen. Demgegenüber 
erachten lediglich 15 Prozent die Senkung der Unterneh-
menssteuern als wichtig und nur 27 Prozent die Erhöhung 
der Steuern auf hohe Einkommen. Um die 40 Prozent se-
hen die Senkung der Lohnnebenkosten und die Einführung 
eines Mindestlohns als wichtig an.

6.5 Einstellung zur ökonomischen Liberalisierung 

•	 Die große Mehrheit der deutschen Elite befürwortet gene-
rell die ökonomische Liberalisierung und den Welthandel. 
Die meisten sind der Meinung, dass mehr staatliche Unter-
nehmer privatisiert werden sollten (63 Prozent) und dass 
Wettbewerb eine gute Sache ist (89 Prozent). 
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•	 Darüber hinaus denken fast alle Befragten (98 Prozent), 
dass es für Deutschland wichtig ist, offen für den Welthan-
del zu bleiben. 83 Prozent der deutschen Elite ist gegen 
Zölle oder Importquoten, um die Einfuhr bestimmter Güter 
zu beschränken. 80 Prozent ist gegen Subventionen oder 
Beihilfen, die der heimischen Wirtschaft einen Wettbe-
werbsvorteil verschaffen würden. 

6.6 Politik auf verschiedenen Ebenen  

•	 Immer wieder wird in öffentlichen Debatten von der Wis-
senschaft oder von engagierten Bürgern beklagt, Politik 
sei nicht transparent genug, Politik werde hinter verschlos-
senen Türen gemacht und habe wenig mit den Interessen 
der Bürger gemein. Ob es die Kritik am Einzug des 
Kommissionswesens in die Politik oder die jüngsten Erfah-
rungen mit der Krisenpolitik in Europa sind oder die An-
nahme, es gäbe keine Alternativen zu getroffenen Ent-
scheidungen – vieles kann den oben angeführten Eindruck 
hinterlassen oder verstärken. Wie sehen das die deutschen 
Entscheidungsträgerinnen und –träger, sehen sie sich auch 
wie manche Bürger der Politik gegenüber ohnmächtig?

•	  Die abwägende Antwort heißt: Es kommt darauf an. Soweit 
die Bundespolitik in den Blick genommen wird, stimmen 
selten mehr als ein Viertel den Aussagen zu, dass Probleme 
nur angepackt würden, wenn es die Großen und Mächtigen 
interessiere, betroffene Bürger immer von Verhandlungen 
ausgeschlossen blieben und Politik meist hinter verschlos-
senen Türen gemacht werde. Allerdings meint fast die Hälf-
te der deutschen Wirtschaftseliten, dass Politik meist hin-
ter verschlossenen Türen gemacht wird – auch die 
Bundespolitik. Ob sie sich dadurch ausgeschlossen fühlen 
oder sie es sind, die mit hinter den verschlossenen Türen 
sitzen, lässt sich nicht mit Sicherheit feststellen. 
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•	 Sehr viel kritischer als die Transparenz und Offenheit der 
Bundespolitik wird hingegen die der europäischen und in-
ternationalen Ebene gesehen. Hier liegt die Zustimmung zu 
den genannten Aussagen meist bei über 50 Prozent der 
Befragten - und das unabhängig davon, ob Eliten aus Politik 
und Verwaltung, Wirtschaftseliten oder Eliten anderer Sek-
toren befragt worden waren. Nationalstaatliche Demokra-
tie scheint also noch einigermaßen für Transparenz und 
Offenheit zu stehen, supranationales oder internationali-
siertes Regieren hingegen in keiner Weise.

6.7 Einstellungen zur Demokratie 

•	 Dass es für die bundesdeutschen Eliten extrem wichtig ist, in 
einer Demokratie zu leben, kann heutzutage nicht mehr recht 
überraschen. Genauso wie die Bürger stehen sie zum Ideal 
und zu den Normen der Demokratie und schätzen es, in ei-
nem solchen System zu leben. Demokratie als Ordnungsform 
nicht nur anzuerkennen, sondern auch wirklich zu unter-
stützen, heißt aber nicht automatisch, zufrieden mit ihrem 
Funktionieren zu sein. Bei den Bürgerinnen und Bürgern in 
Deutschland ist die Kluft zwischen der Unterstützung der 
Demokratie als Ordnungsform (über 90 Prozent) und der Zu-
friedenheit mit ihrem Funktionieren (ungefähr 50 Prozent) 
recht groß. Das ist bei den deutschen Führungsgruppen in 
diesem Ausmaß nicht der Fall. Mehr als zwei Drittel sind mit 
dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland zufrie-
den. Auf der unzufriedenen Seite der Skala finden sich ledig-
lich 10 Prozent deutscher Eliten. Der demokratische Eliten-
konsens, von der Forschung immer wieder als zentral für 
das gelungene Funktionieren eines Systems herausgehoben, 
ist in Deutschland wohl kaum in Gefahr.

•	 Dennoch kann es unterschiedliche Interessen an der De-
mokratie geben, auch wenn alle die grundsätzlichen Spiel-
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regeln anerkennen und mit ihrer Ausführung zufrieden 
sind. Eine wichtige Debatte betrifft die Weiterentwicklung 
unserer Demokratie und hier insbesondere die Frage nach 
der direkten Entscheidungsmöglichkeit der Bürger. Wäh-
rend die Diskussion um direkte Demokratie, Volksbegeh-
ren und Volksentscheide weithin entbrannt ist und in den 
Bundesländern in unterschiedlicher Weise entsprechende 
Verfahren Eingang in Verfassungen und Praxis gefunden 
haben, zeigen sich die bundesdeutschen Führungsgruppen 
von derartigen Ansinnen augenscheinlich kaum beein-
druckt. Etwa 90 Prozent würden auch bei wirklich wichti-
gen Gesetzen den Bürgern keine Direktentscheidung er-
möglichen wollen, sondern die Entscheidung in jedem Falle 
beim Parlament belassen. Ganze 8 Prozent würden bei ent-
scheidenden Gesetzen die Entscheidung den Bürgern über-
lassen wollen.



WZB Entscheidungsträger in Deutschland 29

7.1 Einstellungen zu Handlungen 

•	 Homosexualität und Scheidung werden von der Elite mehr-
heitlich akzeptiert. 54 Prozent bzw. 36 Prozent aller Befrag-
ten gaben auf einer Skala von 1 bis 10 den höchsten Akzep-
tanzwert an. Lediglich 12 Prozent bzw. 17 Prozent finden 
Homosexualität und Scheidung tendenziell nicht in Ordnung.

•	 Einstellungen gegenüber Prostitution, Abtreibung und ak-
tiver Sterbehilfe sind dagegen sehr kontrovers. Während 
46 Prozent der Befragten Abtreibung tendenziell nicht in 
Ordnung finden, haben 59 Prozent bzw. 55 Prozent tenden-
ziell ein Problem mit Prostitution und aktiver Sterbehilfe. 
Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass gut 41 Prozent, 45 
Prozent bzw. 54 Prozent der Befragten tendenziell kein 
Problem mit Prostitution, aktiver Sterbehilfe und Abtrei-
bung haben.

7.2 Soziale Unterschiede in Deutschland 

•	 Im Kontext ihrer politischen Meinungen ist auch relevant, 
wie die Entscheidungsträger soziale Unterschiede beurtei-
len und was sie für gerecht halten. So empfinden knapp 10 
Prozent die sozialen Unterschiede in Deutschland als abso-
lut nicht gerecht (gegenüber 3 Prozent, die sie vollkommen 
gerecht finden - Extremwerte auf einer Skala von 1 bis 7). 
60 Prozent wählen einen mittleren Wert in ihrer Einschät-
zung der sozialen Unterschiede (4 bis 6).

7. �Einstellungen zu kontroversen Themen, sozialen Unterschieden und 
Mitmenschen
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•	 Allerdings tendieren 60 Prozent zu der Aussage, dass Erfolg 
in Deutschland von Bildung und Fähigkeiten, nicht aber 
vom Elternhaus abhängt. Bei der Gegenaussage, dass sozi-
ale Unterschiede bestehen und auf das Elternhaus zurück-
zuführen sind, sind die Meinungen gespalten. 42 Prozent 
neigen zur Zustimmung, 42 Prozent lehnen eher ab. Nur 16 
Prozent wählen den mittleren Wert.

•	 Auch bei der Frage der Leistungsgerechtigkeit gibt es ver-
schiedene Ansichten. Zwar neigen 44 Prozent der Aussage 
zu, dass Rangunterschiede akzeptabel seien, wenn sie er-
brachte Leistung ausdrückten, aber fast 10 Prozent lehnen 
dies durchweg ab (gegenüber 4 Prozent volle Zustimmung). 
Dass Unterschiede in Einkommen und Ansehen Leistung be-
fördern, finden die Befragten zu ähnlichen Teilen tendenzi-
ell richtig oder falsch (44 bzw. 45 Prozent). Allerdings äußern 
auch 11 Prozent eine komplette Ablehnung der Aussage. 

7.3 �Einstellungen anderen Menschengruppen gegenüber 

•	 Die deutsche Elite fühlt sich vor allem mit Deutschen und 
Menschen der örtlichen Gemeinde verbunden und fühlt 
sich verpflichtet ihnen zu helfen, wenn diese in existen-
zielle Not geraten, und ihnen die gleiche Chance auf ein 
gutes Leben zu ermöglichen. Gegenüber Menschen der Eu-
ropäischen Union und Menschen überall auf der Welt sind 
diese Einstellungen deutlich schwächer ausgeprägt.

•	 Um die 80 Prozent der Elite stimmt der Aussage voll oder 
eher zu, dass sie eine besondere moralische Pflicht haben, 
anderen Deutschen bzw. Menschen ihrer örtlichen Ge-
meinde bei der Lösung ihrer Probleme zu helfen, wenn 
diese unverschuldet in existenzielle Not geraten sind. Ge-
genüber anderen Europäern und anderen Menschen in der 
Welt fühlen sich lediglich 59 Prozent bzw. 52 Prozent zu 
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solcher Hilfe verpflichtet. Bei diesen zwei Gruppen sind 
sich jeweils 26 Prozent bzw. 31 Prozent unsicher, ob sie 
dazu verpflichtet sind. Bei Deutschen bzw. Menschen ihrer 
örtlichen Gemeinde gaben nur jeweils etwa 14 Prozent an, 
keine klare Einstellung zu haben.

•	 Der Aussage, dafür zu sorgen, dass alle Menschen die glei-
chen Chancen haben sollen, stimmten 77 Prozent bzw. 74 
Prozent der Befragten voll oder eher zu, wenn es um Deut-
sche bzw. Menschen der örtlichen Gemeinde ging. Bei Eu-
ropäern und anderen Menschen in der Welt stimmten je-
weils nur 45 Prozent bzw. 37 Prozent dieser Aussage zu. 
Wiederum zeigt sich bei den letzten beiden Gruppen, dass 
etwa ein Drittel der Befragten keine klare Einstellung hat. 
Bei Deutschen bzw. Menschen ihrer örtlichen Gemeinde 
gaben nur jeweils etwa 13 bzw. 17 Prozent an, keine klare 
Einstellung zu haben.

•	 87 bzw. 85 Prozent der befragten Elite fühlt sich eher oder 
sehr stark mit Deutschen bzw. Menschen der örtlichen Ge-
meinde verbunden. Mit den Europäern fühlen sich 60 Pro-
zent eher oder sehr stark verbunden. Bei Menschen in der 
Welt sind dies nur 30 Prozent.

7.4 Spenden 

•	 Praktisch alle Befragten haben angegeben, in den letzten 
zwölf Monaten Geld gespendet zu haben. Nur 4 der Befrag-
ten gaben an, nicht gespendet zu haben.

•	 Die Hälfte der Befragten hat bis zu 2.500 Euro gespendet 
und ein weiteres Viertel zwischen 2.500 und 7.000 Euro. 
15 Prozent gaben an, zwischen 7.000 und 25.00 Euro ge-
spendet zu haben. 10 Prozent der Befragten haben einen 
Betrag über 25.000 Euro gespendet.
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•	 Nach dem Willen der Befragten, die gespendet haben, soll-
ten im Schnitt ein Drittel der Spenden Menschen und Pro-
jekten im Ausland zu Gute kommen.

7.5 Entwicklungszusammenarbeit 

•	 Deutschland hat im Jahr 2010 pro Bürger 106 Euro für die 
Entwicklungszusammenarbeit ausgegeben. Im Durch-
schnitt gaben die Befragten an, Deutschland sollte eigent-
lich 291 Euro pro Kopf ausgeben.

•	 Gut die Hälfte der Befragten (53 Prozent) gab an, dass sie 
bereit wären, höhere Steuern zu zahlen, um Deutschlands 
Hilfe an Entwicklungsländer zu vergrößern.
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